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ZEITGESPRÄCH

Ein Marshall-Plan für Osteuropa?
ln der Öffentlichkeit wird in jüngster Zeit gefordert, den reformwilligen f^GW-Ländern mit 

einer Neuauflage des Marshall-Plans wirtschaftlich auf die Beine zu helfen.
Ist dies ein sinnvoller Ansatz? Dr Dieter von Würzen, Wolfgang Roth und 

Hans Peter StihI nehmen Stellung.

D ieter von W ürzen

Statt Marshall-Plan: Hilfe zur Selbsthilfe

Die gegenwärtig viel d iskutierten 
Forderungen, die Reform pro­

zesse in M ittel- und O steuropa zu 
unterstützen, „G orbatschow  zu he l­
fen“ , um fangreiche Finanzm ittel zu 
bewegen, g ipfelt häufig Im Ruf nach 
einem M arshall-P lan. Bel allem  gu­
ten politischen W illen, der hinter so l­
cher Suche nach geeigneten H ilfs­
maßnahmen steht, wird doch oft 
übersehen, daß der Erfolg des 
M arshall-P lans Im Nachkriegseu­
ropa auf einem Zusam m entreffen 
versch iedener Faktoren basierte, 
die heute in den m ittel- und osteuro­
päischen Staaten fehlen oder nur 
zum Teil gegeben sind. Die Konzep­
tion des M arshall-P lanes als einer 
globalen Kapitalhilfe erscheint mir 
daher nicht zur Unterstützung der 
Volksw irtschaften Osteuropas ge­
eignet.

Statt dessen halte ich für notwen­
dig:

□  Die RG W -Länder m üssen ihre 
W irtschaftsreform en konsequent 
und rasch durchführen.

□  Das bestehende G eflecht bilate- 
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raler und m ultila tera ler Beziehun­
gen sollte besser genutzt werden; 
der daraus resultierende Abbau von 
w irtschaftlichen, rechtlichen -  aber 
auch psycho log ischen-S chranken  
zw ischen W est und Ost wird In den 
reform freudigen Staaten ein Umfeld 
schaffen, das westliche Unterneh­
mer veranlassen wird, sich dort stär­
ker zu engagieren.

□  Hilfen des W estens sollten vor­
rangig um fassen: Handelserleichte­
rungen, Beratung und Ausbildung 
und gezie lte F inanzhilfen für kon­
krete Projekte.

Ein Vergleich

Eine w esentliche Voraussetzung 
dafür, daß der M arshall-P lan im 
N achkriegsdeutschland erfolgreich 
w irkte und zum raschen W iederauf­
bau der kriegszerstörten W irtschaft 
beitrug, war d ieW ährungs- und W irt­
schaftsreform  von 1948 und der fo l­
genden Jahre. Dem politischen Um ­
bruch folgte ein grundlegender, von 
einer klaren ordnungspolitischen 
Konzeption bestim m ter W andel des

Wirtschaftssystems. Die damals eta­
blierte W irtschaftsordnung knüpfte 
an Grundprinzip ien aus der Vor­
kriegszeit an: Privateigentum  an 
Produktionsm itteln, Dezentra lis ie­
rung wirtschaftlicher Entscheidungs­
befugnisse, Offenheit nach außen.

Die Aufhebung der Rationierung 
von Rohstoffen und Konsum gütern, 
von Preisstopp, Devisenbew irt­
schaftung und Handelsbeschrän­
kungen schuf in der entstehenden 
Bundesrepublik ein Umfeld, in dem 
sowohl die Unternehm er als auch 
die Arbeitnehm erschaft an Traditio­
nen w irtschaftlichen Handelns an- 
knüpfen konnten. Sie waren zudem 
gut ausgebildet, angesichts des 
w irtschaftlichen Elends nach 
Kriegsende hochm otiviert und nutz­
ten die neuen Leistungsanreize.

Von diesen Rahm enbedingungen 
unterscheidet sich die heutige Lage 
in den Staaten Osteuropas grund le­
gend. Die dortigen Volksw irtschaf­
ten sind nicht durch einen Krieg 
oder eine Naturkatastrophe zerstört 
worden. V ie lm ehr haben starre Z en­
tra lverwaltungsw irtschaften zu jahr­
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zehntelangen Fehlleitungen von 
Ressourcen, zu ökonom isch ineffi­
z ienten Strukturen, zu perm anen­
ten Versorgungsdefiziten, zu einem 
wachsenden technologischen 
Rückstand und einer geringen W ett­
bewerbsfähigkeit auf dem W elt­
m arkt geführt.

Unabdingbare Voraussetzungen

Unabdingbare Voraussetzungen 
für einen Aufschwung der östlichen 
Volksw irtschaften und für ein W irk­
sam werden westlicher -  von Ban­
ken, Unternehm en oder Regierun­
gen gewährter -  Kapitalzuflüsse 
bleiben radikale W irtschaftsrefor­
men, die m arktw irtschaftliche Ele­
mente anstelle der bisherigen Re­
g lem entierung der unternehm eri­
schen Betätigung einführen. Dazu 
gehören vor allem Gewerbefreiheit, 
E inführung eines le istungsstim ulie- 
renden Steuersystem s und entspre­
chender Lohnstrukturen. Die
m arktorientierten Preise m üssen 
Angebot und Nachfrage ohne staat­
liche E ingriffe oder Subventionen 
ausgleichen und für Produktion und 
Investitionen die S ignale geben. 
W ettbewerb zw ischen einer m ög­
lichst großen Vielfalt von Unterneh­
m enstypen im inneren Markt und 
auf den Außenm ärkten erfordern 
Auflösung von Großkombinaten, 
Abschaffung von Außenhandelsm o­
nopolen und Zulassung von A us­
landskonkurrenz. Schließlich muß 

ein funktionierendes G eldwesen für 
wertstabiles, also knappes Geld 
sorgen, was eine Um stellung der ö f­
fentlichen F inanzw irtschaft voraus­
setzt.

Inzwischen haben die osteuropäi­
schen Staaten die Fehlentw icklun­
gen der Vergangenheit erkannt und, 
bis auf Rum änien und Albanien, 
w irtschaftliche Reformen angekün­
digt oder eingeleitet, die den unter­
schiedlichen Ausgangssituationen 
in den einzelnen Ländern entspre­
chen. In einigen Staaten, z.B. in der

UdSSR, führen Versuche der M odi­
fizierung der zentra len P lanw irt­
schaft zu M ischsystem en mit 
zwangsläufigen B eg le iterscheinun­
gen w ie Kom petenzw irrw arr und W i­
dersprüchen zw ischen fortbeste­
henden alten „Kom m andostruktu­
ren" und neuen, aber oft noch nicht 
richtig genutzten betrieblichen 
Handlungsm öglichkeiten. In Un­
garn und Polen sind die politischen 
Reformen am raschesten vorange­
kommen und die w irtschaftspoliti­
schen Absichten gehen am w e ite­
sten in R ichtung M arktw irtschaft; 
insbesondere in Polen bedarf es 
noch der konsequenten Um set­
zung, und in beiden Ländern erfor­
dert die M odern isierung veralteter 
Industriestrukturen und ihre Ergän­
zung durch eine V ie lfalt privatw irt­
schaftlicher Unternehm ensform en 
noch viel Zeit.

In anderen Ländern, unter ande­

rem in der Tschechoslowakei, ist im 
Moment noch nicht abzusehen, wie 
die W irtschaftsreform  verlaufen 
wird. Erschwerend wirkt, daß markt-
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wirtschaftliche Erfahrungen seit v ie ­
len Jahrzehnten verschüttet sind.

All dies läßt eine W irtschaftshilfe 
in Gestalt e iner globalen Kapitalhilfe 
nach dem  Modell des Marshall- 
Plans als w eniger geeignet erschei­
nen. Solche flächendeckenden 
H ilfsprogram m e könnten zudem  zur 
Folge haben, daß w irtschaftliche 
Reform en h inausgezögert werden.

Bilaterale Hilfe

Der W esten sollte den Prozeß der 
Reform en erleichtern. Bila tera l ge­
schieht dies zum  Beispiel:

□  durch intensiven Dialog auf allen 
Ebenen und -  falls gewünscht -  
durch Beratung in makro- und m i­
kroökonom ischen Fragen;

□  durch Bem ühungen um günstige 
Rahm enbedingungen für private In­
vestoren in den Staaten M ittel- und 
Osteuropas, etwa durch den A b­
schluß von Investitionsförderungs­
und -Schutzverträgen (derartige Ver­
träge wurden bislang mit Rum ä­
nien, Ungarn, Bulgarien, der 
UdSSR und Polen geschlossen);

□  durch Hilfen der Bundesregie­
rung, von Bundesländern und der 
deutschen W irtschaft bei der Aus- 
und W eiterbildung von Fach- und 
Führungskräften aus RG W -Län­
dern; hier bestehen m ittelfristig 
große M öglichkeiten zur E ffiz ienz­
steigerung und dam it zur Intensivie­
rung der w irtschaftlichen Zusam ­
m enarbeit;

□  durch E insatz des bestehenden 
Instrum entarium s zur Exportfinan­
zierung (Herm es-Bürgschaften) 
und zum  Investitionsschutz; für Pro­
jekte vor allem  auf dem  G ebiet des 
Um weltschutzes in Polen und der 
CSSR können zudem  Kredite aus 
dem ERP-Sonderverm ögen oder 
aus KfW -M itteln gewährt werden;

□  durch M itw irkung bei großzügi­
gen Um schuldungsregelungen im 
Rahmen des Pariser C lubs, insbe-
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sondere für Polen, und Abschiluß 
entsprechender b ilateraler Um ­
schuldungsabkom m en;

□  durch Überbrückungshilfen zur 
Abstützung m it dem  IWF vereinbar­
ter Anpassungsprogram m e.

Multilateraler Bereich

Im m ultila tera len Bereich  bietet -  
nach Beseitigung der Außenhan­
delsm onopole in den osteuropäi­
schen Staaten -  die Zusam m enar­
beit m it den in ternationalen W lrt- 
schafts- und Finanzinstitutionen 
neue M öglichkeiten der E inbezie­
hung dieser Länder in das W elthan­
delssystem .

□  Seit der Norm alisierung der Be­
ziehungen zw ischen der EG und 
dem RGW  im Juni 1988 hat die EG 
mit Ungarn, der CSSR und Polen 
l-iandels- und Kooperationsabkom ­
men abgeschlossen. Das A bkom ­
men mit der UdSSR wird in diesen 
Tagen unterzeichnet, m it Bulgarien 
laufen die Verhandlungen noch. In 
all d iesen Abkom m en spielen Han­
delserle ichterungen durch den A b­
bau von Einfuhrkontingenten der 
EG eine zentra le Rolle. Um Polen 
und Ungarn gezie lt zu helfen, hat 
die EG -Kom m ission kürzlich den 
vollständigen Abbau bzw. die Sus­
pendierung aller Kontingente be­
reits zum  1. 1. 1990 und die E inbe­
ziehung Polens und Ungarns in das 
A llgem eine Zollpräferenzsystem  
beschlossen.

□  Der W eltw irtschaftsg ip fe l hat im

Juli 1989 ein um fassendes Angebot 
zur engeren Zusam m enarbeit mit 
den m ittel- und osteuropäischen 
Ländern beschlossen. Er hat die 
EG -Kom m ission beauftragt, die 
westlichen Maßnahmen zur Unter­
stützung insbesondere der in Un­
garn und Polen eingele iteten Re­
form prozesse zu koordinieren. Die 
daraufhin eingesetzte Gruppe der 
24 westlichen Länder hat inzw i­
schen einen um fangreichen Ak­
tionsplan erarbeitet, der u. a. Nah­
rungsm ittelhilfen, Handelserleichte­
rungen. E insatz von EG-Instrum en- 
ten, z. B. der Europäischen Investi­
tionsbank (EIB). zur Erleichterung 
von Investitionen in Polen und Un­
garn und M aßnahm en im Bereich 
der Aus- und W eiterbildung sowie 
beim Um weltschutz umfaßt.

□  Die CSSR, Polen, Rumänien 
und Ungarn sind bereits seit vielen 
Jahren M itg lieder im GATT. Die 
UdSSR strebt zur Zeit einen Beob­
achterstatus an, Bulgarien hat 1986 
einen Beitrittsantrag gestellt.

□  Die OECD ist bereit, ihre Erfah­
rungen in w irtschaftspolitischen 
Fragen, auch z. B. beim Aufbau ei­
nes zuverlässigen Statistikwesens, 
beratend zur Verfügung zu stellen.

□  G ezie lte Finanzhilfen für sorgfä l­
tig ausgewählte Projekte können 
von den auf diesem  G ebiet beste­
henden In s titu tio n e n -d e m  IWR der 
W eltbank und der Europäischen In­
vestitionsbank -  gewährt werden, 
die über d ie  entsprechende Sach­

kunde bei der Auswahl und Betreu­
ung geeigneter Projekte verfügen.

Projektbezogene 
Zusammenarbeit

Das dargestellte G eflecht b ilate­
raler und m ultilateraler Beziehun­
gen bewirkt eine stärkere Integra­
tion der Volksw irtschaften der 
RG W -Länder in die internationale 
Arbeitsteilung. Einen weiteren Bei­
trag leistet die weitestgehende Ko­
operationsm öglichkeit in Form von 
Jo in tven tu res . Diese auf Unterneh­
m ensebene angesiedelte, pro jekt­
bezogene Zusam m enarbeit ist ge­
genüber einer globalen Kapitalhilfe 
effizienter. Die gem einsam en Unter­
nehm en bleiben aber Fremdkörper, 
wenn nicht ihr Umfeld privatw irt­
schaftlicher gestaltet wird, vor allem 
durch die M inim ierung zentra ler P la­
nung. die Durchführung einer Preis­
reform und die E inführung des W ett­
bewerbs.

G egen eine Konzeption im Sinne 
des M arshall-P lans spricht weiter­
hin. daß der Kapitalbedarf der mit- 
tel- und osteuropäischen Staaten -  
man denke allein an die Größe der 
UdSSR! -  so um fangreich ist, daß 
er durch globale staatliche Kapital­
hilfen nicht gedeckt werden kann. 
Entscheidend ist vielmehr, daß die 
m ittel- und osteuropäischen Staa­
ten Rahm enbedingungen schaffen, 
die Unternehm en der privaten W irt­
schaft aus westlichen Ländern ge­
nügende Anreize für Investitionen 
geben.
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W olfgang Roth

Ein Euro-Plan für Osteuropa

Die w irtschaftlichen und gese ll­
schaftlichen Reform en in der 

DDR, in Polen, in Ungarn, dem ­
nächst auch in der Tschechoslowa­
kei und v ie lle icht in anderen Staaten 
des RGW, brauchen Unterstützung 
vom W esten her Dies ist zwar noch 
keine G arantie für Reform erfolge. 
Aber sicher ist auch, daß ohne Un­
terstützung die Chancen für Erfolge 
weit geringer sind. Uns muß dabei 
klar sein, daß ein Scheitern der Re­
form bewegungen, w irtschaftliches 
Chaos, politische Destabilisierung 
m it allen Ihren m öglichen gefährli­
chen Konsequenzen am Ende für 
uns Europäer viel schwerer w iegen 
würden als das Risiko eines w e ite­
ren und größeren finanziellen Enga­
gem ents in Osteuropa.

Die w irtschaftlichen und gese ll­
schaftlichen Um wälzungen in O st­
europa sind eine historische 
Chance, um die w irtschaftlichen Be­
ziehungen und gegenseitigen Ab­
hängigkeiten zw ischen unseren Völ­
kern enger zu knüpfen und darauf 
eine gesam teuropäische Friedens­
ordnung, ein gem einsam es euro­
päisches Haus, aufzubauen. W ir 
dürfen nicht zögern, diese Chance 
zu ergreifen.

Europäische Gemeinschaft 
als treibende Kraft

Wenn mit M arshall-P lan H ilfeste l­
lung gem eint ist, dann ist es also ge­
nau das, was je tzt notwendig ist. A l­
lerdings nicht Hilfestellung seitens 
der USA, so w illkom m en die auch 
wäre, sondern prim är seitens der 
Europäischen G em einschaft und 
der EFTA-Staaten. Und im Falle der

DDR ganz besonders Hilfestellung 
der Bundesrepublik. W ir und unsere 
westeuropäischen Partner haben 
das w irtschaftliche Potential dafür, 
und es liegt auch zuallererst in unse­
rem Interesse, Europa w ieder enger 
zusam m enzurücken m it der Euro­
päischen G em einschaft als einer 
treibenden Kraft.

Statt eines M arshall-P lans sollte 
deshalb ein Euro-Plan gezim m ert 
werden. Ansätze dafür gibt es be­
reits. Auf dem diesjährigen W eltw irt­
schaftsgipfel in Paris haben die füh­
renden Industrieländer des W e­
stens der Europäischen Kom m is­
sion das M andat erteilt, die w irt­
schaftliche Hilfe des W estens zur 
Unterstützung der Reform prozesse 
in O steuropa zu koordinieren. Und 
auf dem jüngsten EG-Gipfel in 
Straßburg wurde die G ründung e i­
ner Europa-Bank vereinbart, die 
Aufbaufinanzierungen und Projekt­
beurteilungen anbieten soll,

Dringlichkeit der Hilfe

Natürlich wird Hilfe für O steuropa 
aus einem Europa-Plan nicht auf 
den unm itte lbar w achstum strächti­
gen Boden fallen, auf den die Mar- 
shall-P lan-H ilfe für W esteuropa fa l­
len konnte. Rund 40 Jahre Kom m u­
nism us m ehr oder weniger stalin isti- 
scher Prägung, zentra les P landik­
tat, system atische Dem otivierung 
der Menschen, Vernachlässigung 

bis hin zum  Verfall der Infrastruktur, 
technolog ischer Rückstand und un­
bewegliche staatliche Unterneh­
men haben Schäden angerichtet, 
die nicht so schnell zu beheben 
sind.

Aber es wäre kurzsichtig, H ilfe zu 
verweigern, weil sie keine schnellen 
Erfolge verspricht. Es wäre ebenso 
kurzsichtig, H ilfe an die Bedingung 
zu knüpfen, daß zuerst die gesell­
schaftlichen und w irtschaftlichen 
Reformen, wie sie von uns für w ün­
schensw ert gehalten werden, abge­
schlossen sein m üssen. W ürde 
man so lange warten, liefe man das 
Risiko, daß die Reform en niemals 
abgeschlossen werden. Denn die 
schw ierigste Zeit für die Staaten 
Osteuropas und für die DDR ist die 
Reform phase selbst, der Übergang 
vom Plandiktat zur M arktorientie­
rung.

Zentrale
Reformaufgaben

Eine zentra le Reform aufgabe ist 
die Einführung m arkt- und kosten­
orientierter Preise. Dies bedeutet für 
die Bevölkerung höhere N ahrungs­
mittelpreise, höhere Transportko­
sten, höhere M ieten. Da die Preise 
für solche Produkte bislang prak­
tisch ein Ersatz für soziale Transfer­
zahlungen waren, bedeuten Preis­
reform en zwangsläufig soziale Här­
ten, die durch den Aufbau eines so­
zialen Transfersystem s kaum sofort 
zu kom pensieren sind. Da schon 
heute große Teile der Bevölkerung 
dieser Staaten in A rm ut leben, kann 
sich leicht Reform m üdigkeit und 
-Überdruß einstellen, der reaktionä­
ren Kräften In die Hände spielen 
könnte. Daher m üssen von uns alle 
M öglichkeiten genutzt werden, dem 
entgegenzuw irken und die Reform ­
prozesse zu fördern, vor allem  da­
durch, daß w ir durch tatkräftige w irt­
schaftliche Kooperation den Men-
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sehen dort eine Perspektive für eine 
bessere Zukunft eröffnen.

Besonders dringend ist natürlich 
schnelle Hilfe für die DDR. Das 
W ohlstandsgefälle zw ischen unse­
ren beiden Staaten muß so zügig 
w ie m öglich e ingeebnet werden. 
Sonst besteht bei offenen Grenzen 
die Gefahr, daß gerade die qua lifi­
zierten Bürger abwandern. Reform ­
anstrengungen würden dam it im An­
satz zunichte gemacht.

Für ein schnelles w irtschaftliches 
Aufholen der osteuropäischen S taa­
ten, insbesondere der DDR, wird 
sehr viel Kapital notwendig sein. Pri­
mär mit westdeutschen Steuergel­
dern ist dies nicht zu leisten, erstens 
von der G rößenordnung der Kapital­
beträge her nicht, zweitens weil 
diese Staaten nicht nur Kapital, son­
dern auch unser technisches und 
organisatorisches W issen benöti­
gen, um ihre W irtschaft zu m odern i­
sieren. Sie brauchen unternehm eri­
sches Kapital und Know-how.

Grundlegende 
Wirtschaftsreformen

Es ist gar keine Frage, daß nur 
dann ein breiter Kapitalstrom  in 
R ichtung O steuropa und insbeson­
dere in die DDR m obilis iert werden 
kann, wenn grundlegende W irt­
schaftsreform en zügig vorangetrie­
ben werden.

Das Diktat des zentra len Planes 
muß weg. Es hat zu einer gewalti­
gen Verschwendung von A rbe its­
kraft, Kapital, Rohstoffen und be­
ängstigenden ökologischen Schä­
den geführt und die M enschen um 
die Früchte ihrer A rbeit gebracht. Es 
wurde nicht das produziert, was die 
Menschen, sondern das, was die 
P lanungsbehörden wollten.

Notwendig sind grundlegende 
Reformen, die die Arbeitsm otivation 
der Menschen stärken und die 
Steuerungs- und Antriebsm echa­

W IRTSCHAFTSDIENST 1989/XII

nismen schaffen, die ein effizientes 
W irtschaften erm öglichen.

Notwendig ist ein Preissystem, 
das Knappheiten mißt und die be­
grenzten Ressourcen optim al e in­
setzen hilft. Es kann nicht so w eiter­
gehen, daß die P lanungsbehörden 
Preise festsetzen und Knappheits­
verhältn isse verzerren. Niemand 
weiß dann über die wahren Kosten 
der Produktion Bescheid, und dies 
bedeutet zwangsläufig Unw irt­
schaftlichkeit und Verschwendung 
von Ressourcen. Deshalb muß die 
Preisbildung künftig am Markt erfo l­
gen. Subventionen m üssen abge­
baut werden, so daß sich Preise b il­
den können, die m öglichst unver­
fälscht Angebot und Nachfrage w i­
derspiegeln.

Mit einer Preisreform allein wäre 
noch nichts gewonnen. Es braucht 
Unternehm en, die auf die Preissi­
gnale reagieren können. Und das 
heißt Unternehm en, die auf eigene 
Verantwortung und auf eigenes R i­
siko handeln und die e igenverant­
wortlich über ihre Investitionen ent­
scheiden können. Selbstverständ­
lich m üssen die Unternehm en auch 
die M öglichkeit haben, im Außen­
handel selbständig tätig zu wer­
den.

Eigenverantwortliche 
Unternehmensentscheidungen

Eigenverantwortlich handelnde 
Unternehm en m üssen Anreize für 
Leistung bieten. In erster Linie ist 
dies eine Frage der le istungsorien­
tierten Bezahlung, nicht unbedingt 
eine Frage des E igentum s an den 
Unternehm en. Unsere Großunter­
nehmen werden von M anagern ge­
führt. Der Einfluß der E igentüm er 
oder Aktionäre auf die G eschäftsle i­
tung ist relativ gering. Deshalb ist 
die Frage des E igentum s an Groß­
unternehm en in den Reform staaten 
zunächst von sekundärer Bedeu­

tung. Etwas anderes ist das E igen­
tum  an kleinen und m ittleren Unter­
nehmen. Bei solchen Unternehm en 
ist Eigentum  und die M öglichkeit, es 
zu vergrößern, nach aller Erfahrung 
die stärkste Antriebskraft.

M arktorientierte Preisgestaltung, 
dezentrale, eigenverantwortliche 
Unternehm ensentscheidungen und 
Honorierung von Leistung, das ist 
M arktw irtschaft, und das bedeutet 
das Ende der P lanw irtschaft. Die 
DDR und die osteuropäischen S taa­
ten m üssen zu solcher M arktw irt­
schaft kommen, wenn sie westdeut­
sches Unternehm enskapital in gro­
ßem Umfang anziehen wollen.

Fehlende Rezepte

Polen und Ungarn sind auf d ie­
sem Weg schon vorangegangen. 

Die DDR-Regierung steht unter 
enorm em  Druck, solche Reformen 
je tzt schnellstens einzuleiten und 
auch schnelle Erfolge zu erzielen, 
schon um die M enschen zum Ver­
bleiben in ihrer Heimat zu bewegen.

Der Übergang von einer P lanw irt­
schaft zu einer M arktw irtschaft ist 
historisch ohne Beispiel. Es gibt 
keine Rezepte da fü r Geht der Um ­
bau zu schnell, riskiert jegliche Re­
gierung Inflation, Arbeitslosigkeit 
und soziale Spannungen, die zum 
Abbrem sen der Reform en zwingen 
können. G eht der Umbau zu lang­
sam, bleiben sichtbare Erfolge aus. 
Dies kann zu Reform m üdigkeit und 
ebenfalls zum Stillstand führen und 
im Falle der DDR zu m assenhaften 
Abwanderungen.

Mit schnellen Ratschlägen und 
m it Drängeln sollten w ir uns daher 
zurückhalten. Denn die Reform auf­
gaben verlangen politische Kraft­
akte, über deren soziale Durchsetz­
barkeit w ir von außen her nicht urte i­
len können. Außerdem haben wir, 
die w ir zu vergle ichsweise beschei­
denen Reform en kaum noch fähig
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sind, nicht das Recht, andere zu 
Kraftakten zu drängen oder sie zu 
bevormunden.

Die IJbergangsphase zu einem 
m arktw irtschaftlichen System wird 
die schw ierigste Zeit sein. In dieser 
Übergangsphase wird zunächst 
kaum oder nur wenig unternehm eri­
sches Kapital aus der Bundesrepu­
blik in die DDR und nach O steuropa 
fließen. In der DDR sind dafür die 
rechtlichen Voraussetzungen noch 
nicht vorhanden. Die W irtschaft 
sollte sich dennoch schon heute en­
gagieren, denn auch ohne eine 
Joint-Venture-G esetzgebung gibt 
es schon heute vie lfä ltige M öglich­
keiten für Kooperationen, wie etwa 
Lizenzproduktionen, gem einsam e 
technische Entw icklungen oder Ver­
triebskooperationen. Die W irtschaft 
sollte die je tzige Phase nutzen, um 
Kontakte anzubahnen und auszu­
bauen, um Kooperationen e inzu le i­
ten im H inblick auf eine künftig grö­
ßere unternehm erische Bew e­
gungsfre iheit in der DDR. Polen und 
Ungarn haben bereits eine Joint- 
Venture-G esetzgebung eingeführt, 
die ausländischen Unternehm en 
günstige Investitionsbedingungen 
bietet.

Projekte staatlicher Hilfe

Die Haupthilfe muß in der Über­
gangsphase vom Staat kommen.

Aber sie kann nicht in Form von un­
gebundenen Finanzkrediten e rfo l­
gen. Die Gefahr, daß w ir dam it Geld 
in ein Faß ohne Boden schütten wür­
den, ist zu groß. Vor dem S teuerzah­
ler wäre dies nicht zu verantworten. 
Hilfe des Staates kann in der je tz i­
gen Phase daher nur bedeuten: Fi­
nanzierungshilfe für sinnvolle Infra­
strukturprojekte und selbstver­
ständlich, was die DDR betrifft, 
die Schaffung von Rahm envere in­
barungen zur Förderung von Unter­
nehm enskooperationen. Joint-Ven­
ture-G esetzgebung, Investitions- 
schutz-Abkom m en, Handels- und 
Kooperationsabkom m en zwischen 
der DDR und der Europäischen G e­
m einschaft sind hier die S tich­
worte.

Infrastrukturprojekte in den osteu­
ropäischen Staaten sind von der 

eingangs erwähnten Europa-Bank 

auf ihre volksw irtschaftliche Zweck­

m äßigkeit hin zu überprüfen und zu 

finanzieren. Im Falle der DDR m üs­

sen sich Fachleute von beiden Sei­

ten zusam m ensetzen und je tzt kon­

krete Pläne für Infrastruktur- und 

Um weltschutzprojekte ausarbeiten. 

Die Bereiche, in denen Projekte be­

sonders zu fördern sind, sind unum ­

stritten: Ausbau der Ost-West-Ver- 

kehrsverbindungen, des Telekom­
m unikationsnetzes, des Strom ver­
bundes mit der DDR, Erhalt h istori­

scher Bausubstanz, G ew ässersa­
nierung, um weltverträglichere und 
produktivere Energieerzeugung 
und -Verwendung.

Hilfe für die DDR und für O steu­
ropa bedeutet einen Transfer von 
realen Ressourcen in diese S taa­
ten. M aschinen und Know-how 
m üssen bereitgestellt werden, da­
mit das Produktionspotentia l dort 
ausgeweite t und m odern isiert wer­
den kann. Was real in Richtung 
Osten transferiert w ird, steht im W e­
sten nicht m ehr zur Verfügung. Das 
heißt, daß andere Nachfragekom ­
ponenten im Umfang unserer Hilfe 
zurückgedrängt werden müssen. 
W ill m an dies verm eiden, m üssen 
unsere Produktionskapazitäten er­
w e itert werden.

Der Realtransfer muß finanziert 
werden. Er ist nicht dadurch zu fi­
nanzieren, daß w ir die DDR, Un­
garn, Polen und dem nächst die 
Tschechoslowakei m it Krediten 
überschütten und sie in eine schnell 
wachsende Auslandsverschuldung 
treiben. Polen ist bereits überschul­
det, Ungarn ist hoch verschuldet, 
von der DDR ist G enaues noch 
nicht bekannt. W ir m üssen deshalb 
bereit sein, zum indest einen Teil un­
serer Infrastrukturh ilfe aus dem 
Euro-Plan als G eschenk zu geben, 
so wie auch der M arshall-P lan ein 
G eschenk w a r

Hans Peter Stihl

Hilfe für die DDR: Nur ihre Effizienz stellt Bedingungen

In den deutschen Unternehm en 
herrscht eine große Bereitschaft, 

sich für den w irtschaftlichen Aufbau 
in der DDR zu engagieren. Neben 
w irtschaftlichen Interessen ist die
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Verpflichtung für unsere Lands­
leute, die vier Jahrzehnte unter den 
Folgen der P lanw irtschaft gelitten 
haben, überall groß. Aber wer im ­
m er konkret anpacken will, stößt auf

H indernisse: W er sind die G e­
sprächspartner, w elche Kom petenz 
haben sie, sind sie morgen noch zu ­
ständig, w elche Voraussetzungen 
schafft die Regierung, die Verwal­
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tung, wohin geht der w irtschaftspoli­
tische Kurs? Mehr Fragen als A nt­
worten. W ir w ollen helfen. Die po liti­
sche Entwicklung in der DDR ist ra­
sant. Es geht weniger um Bedingun­
gen im rechtlichen Sinne als um 
Spielregeln, die freie unternehm eri­
sche Betätigung m öglich m achen! 
Daher gibt es noch vie l zu tun.

Das w irtschaftliche Kernproblem 
der DDR ist nach w ie vor die m an­
gelnde Versorgung -  von Konsu­
m enten w ie von Produzenten. Was 
nachgefragt w ird, w ird nicht oder zu 
wenig produziert. V ieles, was produ­
ziert w ird, wird nicht nachgefragt. 
Die Folge ist. daß das bei der Pro­
duktion verdiente Geld überreichlich 
vorhanden ist. Sein Wert ist gering.

Reformschritte

In einem solchen Falle reichen 
isolierte währungspolitische Maß­
nahm en -  wie be isp ielsweise ein 
W ährungsschnitt -  nicht aus. Not­
wendig sind kom binierte M aßnah­
men der W irtschafts- und W äh­
rungspolitik m it dem Doppelziel, 
den G eldüberhang zurückzuführen 
und das G üterangebot auszuw ei­
ten. Die Aufgaben zur Lösung die­
ses sehr vereinfacht klingenden 
Sachverhaltes sind vie lfältig . Ihre 
Durchführung bedarf m utiger und 
für die Verhältnisse der DDR sehr 
ungewöhnlicher Schritte: Notwen­
dig ist die Zurückführung des G eld­
überhangs, ein Abbau der Subven­
tionen, eine Freigabe von Preisen 
für W aren und D ienstleistungen. 
Denn S ignale dafür, w elche Güter 
knapp und m arktfähig sind, gehen 
allein von M arktpreisen aus. Not­
wendig ist ferner die Abschöpfung 
durch Steuern m it anschließender 
Stillegung.

Die Ausw eitung des G üterange­
bots verlangt eine Dezentra lis ie­
rung w irtschaftlicher Entschei­
dungsstrukturen. Das heißt

□  erstens eine Rücknahm e p lan­

W IR TSC HAFTSD IEN ST 1989/XII

w irtschaftlicher Vorgaben für die U n­
ternehm en,

□  zweitens die Schaffung m arkt­
w irtschaftlicher Anreize für unter­
nehm erische Leistung durch G e­
w innorientierung und private E igen­
tum sbindung.

Nur technische Dezentralisierung 
ohne E igentum sbindung ließe die 
Reform auf halbem W ege stehen, 
führte zur Vergeudung des kollekti­
ven E igentum s -  w ie derzeit in der 
Sow jetunion. Private E igentum sbin­
dung sichert den effizienten Einsatz 
des Kapitals, weil eine Fehlalloka­
tion den Investor „bestra ft“ .

Um künftig ein ausgewogenes 
Verhältnis zw ischen Güterangebot 
und Geldvolum en sicherzustellen, 
m üssen sich die E inkom m enszu­
w ächse am Produktivitä tsfortschritt 
orientieren. Eine solche Regel setzt 
allerd ings eine wahrheitsgem äße 
Statistik voraus. Und die setzt vor­
aus, daß diese Unternehm en le tzt­
endlich ein ordentliches Rech­
nungswesen einführen, in das alle 
Kostenfaktoren wahrheitsgem äß 
einbezogen werden. B islang gibt es 
im wesentlichen ein System  von 
Plankennziffern, die realen Kosten 
und Erlöse aber kennen die Be­
triebe nicht.

Eine weitere institutioneile Vor­
aussetzung ist eine Notenbank, die 
-  vom  Staat unabhängig -  den 
G eldzuwachs der Volkswirtschaft 
nach den stab ilitä tspolitischen Er­
fordernissen reguliert, um den im ­
m ensen Inflationsdruck aus der 
Volksw irtschaft herauszunehm en.

Ein erfolgreiches Modell

Die Bundesrepublik kann ein er­
folgreiches M odell anbieten: Die 
W ährungsreform  von 1948 mit 
gle ichzeitiger E inführung der freien 
Preisbildung. 9 0 %  der geltenden 
Preisvorschriften wurden damals 
außer Kraft gesetzt, a llgem einer

Preis- und Lohnstopp wurden auf­
gehoben, wenn auch in einigen so­
zial besonders em pfindlichen Berei­
chen -  z. B. für bestim m te Lebens­
mittel, für W ohnungen, im Verkehr -  
eine Preisfreigabe zunächst noch 
nicht erfolgte. Dies schuf Probleme, 
wurde jedoch später nach und nach 
zurückgenom m en.

G egenüber 1948/49 gibt es aller­
dings für die DDR heute eine ganz 
andere Problem lage; das W ohl­
standsgefälle zur Bundesrepublik 
und insbesondere zum W eltmarkt. 
D ieses W ohlstandsgefälle ist sehr 
viel größer, als es dam als zw ischen 
der Bundesrepublik und ihren Nach­
barn war. Folglich werden zur 
Vermeidung großer außenw irt­
schaftlicher Ungle ichgew ichte zu­
nächst Außenhandels- und Devi­
senkontro llen fortbestehen m üs­
sen. Das Ziel muß aber definiert 
sein, diese Kontrollen schrittweise 
abzubauen.

Über eines sollte K larheit beste­
hen: Ein solcher Reformprozeß ist 
schm erzlich, aber unvermeidlich, 
soll ein tragfähiges Fundament für 
eine effiziente W irtschaft errichtet 
werden. Mit einer solchen harten 
Reform wird die DDR-Bevölkerung 
letztlich den Preis dafür bezahlen, 

daß ihre W irtschaft über Jahrzehnte 
hinweg mit fa lschen und trügeri­
schen Zahlen „geschönt“ wurde. 
Eine währungs- und preispolitische 
Reform würde die S ituation offenle­
gen, die realw irtschaftlich schon 
lange gegeben ist.

Orientierung am Markt

Es bricht natürlich vie len das 
Herz, nicht nur den Alt-Sozialisten 
in der DDR, sondern auch den v ie ­
len Sozialrom antikern unter den 
Schriftstellern, Liederm achern, 
Künstlern: Es gibt keinen dritten 
Weg zw ischen Sozialism us und so­
zia ler M arktw irtschaft. Es gibt kein 
auf Kollektiveigentum  beruhendes
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W irtschaftssystem , das W ohlstand 
fü r  alle, Dem okratie und soziale G e­
rech tigke it hervorbringt. W er dies 
behaupte t, verbreitet Illusionen. Der 
B au  von Luftschlössern kostet 
n ich ts, aber ihre Zerstörung ist sehr 
teuer, w ie die DDR-Bürger je tzt bit­
te r  erfahren. Neue Luftschlösser 
kann  sich dieses Land nicht mehr 
le is ten . Schließlich war die DDR un­
te r  allen bislang realw irfschaftlich 
praktiz ie rten  sozialistischen M odel­
le n  der Welt das erfolgreichste! Und 
d o ch  war sie so erfolglos, daß der 
heu tige  W ohlstand der DDR-Bürger 
n ich t einmal ein Drittel dessen aus­
m acht, was w ir in der Bundesrepu­
b lik  Deutschland erw irtschaftet ha­
ben.

Orientierung am M arkt zur Erm itt­
lung des Bedarfs, zur Ausrichtung 
d e r erforderlichen Investitionen 
m ach t jeden von einer staatlichen 
A dm in is tra tion  vorgesehenen Plan 
n ich t nur überflüssig, sondern ein 
so lche r Plan stört sogar nachgew ie­
senerm aßen die dispositiven Aktiv i­
tä ten  jedes einzelnen Unterneh­
m ens. Denn die Bürokratie weiß 
n ich ts vom Bedarf der Bürger, weil 
s ie  m it den Bedarfsstrukturen der 
Konsum enten und Produzenten nur 
am  Schreibtisch befaßt ist und nicht 
durch die tagtäglichen Aktivitäten 
de s  Kaufens und Verkaufens.

Nur wenn die DDR der P lanw irt­
scha ft abschwört, die Marktkräfte 
entscheiden läßt, w ird sie in die 
Lage versetzt, die Versorgung ihrer 
Bevölkerung zu verbessern und 
le tztlich auch so viel Produktivitäts­
fo rtschritt zu erzielen, daß dam it 
auch die gravierenden Um weltpro­
blem e gelöst werden können. Denn 
auch Um weltschutz muß finanzier­
ba r werden. Die s tark belastete Um ­
w e lt der DDR im notwendigen Maße 
au f der Basis des Status quo zu La­
sten der Bevölkerung zu sanieren, 
das dürfte d ieser ohnehin stark ge­
beutelten Bevölkerung kaum zum ut­
bar sein.

Frage ist, ob die Konsequenzen 
aus einer solchen Reform den Bür­
gern der DDR bereits je tzt subjektiv 
zum utbar sind, Frage ist auch, wer 
wagt diese notwendige Politik ge­
genüber den Bürgern zu vertreten?

Noch haben sich die politischen 
Kräfte nicht gefunden, noch sind die 
Parteien nicht form iert, noch ist die 
Regierung selbst ein Provisorium, 
deren Maßnahmen heute beschlos­
sen, morgen schon M akulatur sein 
können.

Bilaterale Kooperationen

Und doch ließen sich auf der 
G rundlage der Regierungserklä­
rung Modrow, die noch gilt, je tzt 
schon einige erste w ichtige Schritte 
tun, w ie z. B. die Lockerung des A u­
ßenhandelsm onopols, die Förde­
rung von D irektkontakten westdeut­
scher E inzelfirm en zu den einze l­
nen Kombinaten. H ier gibt es eine 
ganze Menge von historischen Be­
ziehungen.

Notwendig und möglich wäre die 
Erleichterung von bilateralen Ko­
operationen zw ischen Firm en der 
DDR und westdeutschen Unterneh­
men. Möglich wäre eine B ildung von 
Joint Ventures, wenn durch eine en t­
sprechende Investitionsgesetzge­
bung, w ie z. B. in Polen, die grund­
sätzliche G leichberechtigung die­
ser Joint-Venture-Unternehm en mit 
staatlichen Unternehm en bei allen 
M arktaktivitäten gewährle istet 
würde und d ie E igentum srechte klar 
fix iert und garantiert würden.

Notwendig und schnell durchführ­
bar sind Sem inare und Sem inarver­
anstaltungen, um die M anager der 
DDR auf die M arketing-Erforder­
nisse westlicher Länder vorzuberei­
ten. Sehr vorte ilhaft wäre es auch, 
M anager und Techniker der DDR 
verstärkt zu uns einzuladen, dam it 
sie ein Bild bekom m en, w ie  in 
westdeutschen Firmen gearbeitet 
wird.

Notwendig wäre mehr Spielraum 
für die privaten Betriebe des Hand­
werks, der G astronom ie, für Be­
triebe des E inzelhandels und k le ine­
rer Betriebe im Konsum güterbe­
reich. Für die Versorgung der Bevöl­
kerung könnte dam it schnell etwas 
getan werden.

Von bundesdeutscher Seite sollte 
das Beratungswesen, so wie es 
vom Bund für m itte lständische und 
kleinere Unternehm en in der Bun­
desrepublik insta lliert wurde, kle i­
nen und m ittleren Betriebe der DDR 
angeboten werden. Eine Lockerung 
der CO CO M -Bestim m ungen durch 
die westlichen Länder würde den für 
viele Bereiche notwendigenTechno- 
logietransfer oder auch den Bau der 
Infrastruktur im Bereich der Tele­
kom m unikation erleichtern. Der A b­
bau von Lieferkontingenten in e in i­
gen m arktsensib len Bereichen im 
Rahmen einer EG -Regelung würde 
der DDR zusätzliche Marktchancen 
eröffnen. H ier kann auch von unse­
rer Seite noch m ehr getan werden.

Dies alles wären erste Schritte, 
die jedoch an der grundsätzlichen 
Frage nicht vorbeiführen, welche 
W irtschaftsverfassung sich für die 
DDR letztendlich ergeben wird. Die 
Bevölkerung der DDR plädiert für 
politische Freiheit. D iese wird ihr 
wohl nicht m ehr verw ehrt werden 
können. Politische Freiheit und de­
zentra le Autonom ien in der W irt­
schaft sind auf Dauer jedoch nicht 
zu trennen. Das heißt, die politische 
Freiheit m acht w irtschaftliche Refor­
men zu m arktw irtschaftlichen Lö­
sungen unerläßlich.

Die genannten praktischen 
Schritte, die schnell erfolgen könn­
ten, scheinen aber auch deshalb so 
dringlich, dam it die Arbeitnehm er 
und M anager in der DDR „au f den 
Geschm ack kom m en“ , welche Er­
folge aus w irtschaftlicher Selbstän­
digkeit, aus dezentra lem  W irtschaf­
ten und m ehr O rientierung am 
M arkt resultieren.
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